


➢ Jugendselbstorganisation von Roma und Nicht-Roma

➢ Arbeit in Berlin seit 2009, seit 2010 eingetragen und 

Landesgliederung von Amaro Drom e.V.

➢ Diverse Arbeitsbereiche: Jugend, Soziales, Antidiskriminierung, 

Erwachsenenbildung…





➢ Antragsannahmeverweigerungen

➢ Das Zuständigkeits“spiel“

➢ Unzumutbare und unangemessene Mitwirkungsaufforderungen

➢ Ausschluss von nicht amtlich verheirateten Lebenspartner*innen

➢ Weitere Schikanen: von Eingangszone bis hin zur Kriminalisierung 

und Drohungen



➢ Mehrere Gesetzesänderungen in den letzten 5 Jahren

- FreizügG/EU; SGB II; SGB XII; Gesetz gegen

illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch

➢ Fehlende bzw. nicht korrekte Umsetzung von Rechtsprechungen und

Verwaltungsvorschriften

➢ Interne Arbeits“hilfen“



➢ „Hier sind insbesondere rumänische und bulgarische Staatsangehörige zu nennen.“

➢ „Der Leistungsbezieher wird regelmäßig von demselben „Dolmetscher“ begleitet.“

➢ „Trotz fehlender oder schlechter Sprachkenntnisse sind die Leistungsanträge „besonders

gut“ ausgefüllt.“

➢ „Der Leistungsbezieher hat keinen schriftlichen Arbeitsvertrag.“

➢ „Der Arbeitgeber behauptet die Barauszahlung der Entgelte.“

➢ „Der Leistungsbezieher hat keinen Nachweis über eine Anmeldung zur Einzugsstelle.“



➢ „Die Aussagen des Leistungsbeziehers zum Arbeitsverhältnis weichen von den

Angaben im Arbeitsvertrag oder der Einkommensbescheinigung ab.“

➢ „Nicht selten ist der o.g. Personenkreis in verwahrlosten Immobilien untergebracht

und stimmen die tatsächlichen Mietverhältnisse nicht mit den bescheinigten überein.“

➢ „Eine Möglichkeit, erste Hinweise auf organisierten Leistungsmissbrauch zu erhalten,

können statistische Auswertungen des Einwohnermeldeamtes über den verstärkten

Zuzug von Rumänen und Bulgaren sein.“

Bearbeitung der Arbeitshilfe und Antwort Bundestag: Deutscher Bundestag, 19. Wahlperiode: Antwort der Bundesregierung „Diskriminierendes

Verhalten von Jobcentern und Familienkassen gegenüber ausländischen EU-Angehörigen“, S. 2, Drucksache 19/27863 v. 23.03.2021.

Abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/19/278/1927863.pdf

https://dserver.bundestag.de/btd/19/278/1927863.pdf


➢ Beschreiben Sie den Weg zu Ihrem Arbeitsplatz

➢ Wie erreichen Sie Ihren Arbeitsplatz?

➢ Wie heißt der Fahrer?

➢ Mit welchem Fahrzeug werden Sie gefahren (z.B. Pkw, Lkw, Marke, Farbe, 
Kennzeichen)?

➢ Gibt es weitere Mitfahrer (Name, Vorname, Anschrift)?

➢ Besteht Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall?

➢ Besteht ein Urlaubsanspruch?

➢ Wie wird das Arbeitsentgelt ausgezahlt? Bei Barzahlung: Grund für die Barzahlung?







➢

➢

- VO (EU) 883/2004 zur 

Koordinierung der Systeme der sozialen 

Sicherheit bezüglich der Durchführung 

des zwischenstaatlichen 

Informationsaustauschs

➢ :

- Abmeldung aus dem Herkunftsland

- Kitaverträge

- KV-Bescheinigungen



Eine serbische Familie, die einen Antrag auf Leistungen nach SGB II stellen will, wird

von der Sachbearbeiterin am Schalter antiziganistisch beleidigt: „Ich will deine

Unterlagen nicht sehen. Ich will mit Zigeunern nichts zu tun haben.“ Als die betroffene

Frau anfängt zu weinen, wird sie vom Sicherheitspersonal rausgeworfen.



Ein Mann rumänischer Herkunft erklärt seiner Jobcenter-Sachbearbeiterin, dass er bald

einen neuen Arbeitsvertrag abschließen wird. Daraufhin antwortet sie, er solle einen

echten Vertrag vorlegen, da das Jobcenter alle Verträge von rumänischen und

bulgarischen Staatsbürger*innen durch die Polizei prüfen lasse, weil davon

ausgegangen werde, dass es sich dabei um Betrug handelt.



Ein Mann bulgarischer Herkunft, begleitet von einer Sozialberaterin, war beim JC

Neukölln zwecks Abgabe der Unterlagen für den SGBII-Antrag. Die Sachbearbeiterin

zweifelte die Richtigkeit des Arbeitsvertrages an. Ihrer Meinung nach seien das alles

falsche Arbeitsverträge von Bulgaren und wenn er den Antrag abgäbe, würde sie

"Schritte einleiten". Als die begleitende Sozialarbeiterin meinte, der Klient sei

wohnungslos und benötige eine Kostenübernahme für seinen Wohnheimplatz, da er

SGBII-Anspruch hätte, meinte die JC-Angestellte, dass dieses "Spiel" nicht richtig sei

und sie auch keine Kostenübernahme ausstellen würde. Der Fall wurde im Eilverfahren

schließlich positiv beschieden.



Im Gespräch weist eine Jobcenter-Arbeitsvermittlerin eine rumänische Kundin an,

zukünftig zu verhüten und keine Kinder mehr zu bekommen und sich stattdessen Arbeit

zu suchen.



➢ Racial Profiling

➢ Basiskontoeröffnung nach dem Zahlungskontengesetz (ZGK)

➢ Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG)

➢ Auswirkungen der Pandemie



➢ Generalverdacht statt Einzelfallprüfung 

➢ Missachtung des Arbeitsrechts durch die Arbeitgeber*innen wird den Betroffenen 
angelastet: Täter-Opfer-Umkehr

➢ die Verwaltungspraxis hat sich erheblich zulasten der Zielgruppe verschoben

➢ Die Verknüpfung von Sozial- und Steuerleistungen an eine Erwerbstätigkeit 
begünstigt Arbeitsausbeutung und weitere ausbeuterische Verhältnisse (Wohnen)

Es kann nicht von einer reibungslos funktionierenden Gleichbehandlung von 
EU-Bürger*innen, insbesondere aus bestimmten Ländern, gesprochen werden!



https://amaroforo.de/2021/07/27/dokumentation-antiziganistischer-vorfaelle-2019-und-2020/
https://amaroforo.de/2019/03/03/1141/
https://amaroforo.de/2019/04/20/der-lange-weg-zur-teilhabe/

